
GEMEINDEWESTENDORF
MITGLIED DER

VERWALTUNGSGEME!NSCHAFT NORDENDORF

Satzung über die Erhebung von
ErschIieIungsbeitrâgen

(Erschliel!ungsbeitragssatzung - EBS)
Aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 22.8.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 9. Màrz 2021 (GVBI. S. 74) und den § 132, 133 Abs. 3 Satz 5
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 erlasst
die Gemeinde Westendorf folgende Satzung:

§1
Erhebung des ErschlieRungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Erschlie1ungsanlagen erhebt
die Gemeinde Westendorf Erschlieaungsbeitrage nach Art. 5a Abs. 1 KAG sowie nach
Ma1gabe dieser Satzung.

§2
Art und Umfang der ErschIieIungsanIagen

(1) Beitragsfahig ist der Erschlieaungsaufwand

I. für die öffentlichen zum Anbau bestimmten Stral?,en, Wege und Plätze (Art. Sa Abs. 2
Nr. 1 KAG i. V. m. § 127 Abs. 2 Nr. I BauGB) in

bis zu einer Stralenbreite

(Fahrbahnen, Radwege,

Gehwege, kombinierte Geh- und Radwege)

von

1. Wochenendhaus - und Dauerkleingartengebiete 7,0 m

2. Kleinsiedlungsgebieten 10,0 m

bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5 m

3. Kleinsiedlungsgebieten, soweit sie nicht unter Nr. 2 fallen,

Wohn-, Dort- und Mischgebiete, urbane Gebiete

a) mit elner Geschossflachenzahl bis 0,7 14,0 m

bei einseitiger Bebaubarkeit 10,5 m

b) mit einer Geschossflàchenzahl über 0,7 - 1,0 18,0 m

bei einseitiger Bebaubarkeit 12,5 m

C) mit einer Geschossflächenzahl über 1,0 - 1,6 20,0 m

d) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6 23,0 m

4. Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten
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a) mit einer Geschossflächenzahl bis 1,0 20,0 m

b) mit elner Geschossflachenzahl Uber 1,0 - 1,6 23,0 m

c) mit einer Geschossflachenzahl uber 1,6 - 2,0 25,0 m

d) mit einer Geschossflächenzahl uber 2,0 27,0 m

5. Industriegebieten

a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0 23,0 m

b) mit einer Baumassenzahl Uber 3,0 - 6,0 25,0 m

c) mit einer Baumassenzahl uber 6,0 27,0 m

fur die offentlichen, aus rechtlichen oder tatsachlichen Grunden mit Kraftfahrzeugen
nicht befahrbaren Verkehrsanlagen innerhaib der Baugebiete (z. B. Fufwege,
Wohnwege; Art. 5a Abs. 2 KAG i. V. m. § 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) bis zu einer Breite
von 5 m,

III. für die nicht zum Anbau bestimmten, zur ErschIieIung der Baugebiete notwendigen
SammeIstra1en innerhalb der Baugebiete (Art. 5a Abs. 2 KAG i. V. m. § 127 Abs. 2 Nr.
3 BauGB) bis zu einer Breite von 27 m,

IV. für Parkflachen (Art. 5a Abs. 2 KAG i. V. m. § 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB),
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. I und Nr. Ill sind, bis zu einer

weiteren Breite von 5 m,
b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. I urid Nr. III genannten Verkehrsanlagen, aber

nach stadtebaulichen Grundsatzen innerhaib der Baugebiete zu deren
Erschlielung notwendig sind, bis zu 15 y. H. aller im Abrechnungsgebiet ( 4)
liegenden Grundstücksflachen,

V. für Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplatzen (Art. Sa Abs. 2 KAG i. V. m.
§ 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB)
a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. I bis Nr. III sind, bis zu einer

weiteren Breite von 5 m,
b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. I bis Nr. Ill genannten Verkehrsanlagen sind,

aber nach stadtebaulichen Grundsatzen innerhaib der Baugebiete zu deren
ErschIiefung notwendig sind, bis zu 15 y. H. der im Abrechnungsgebiet ( 4)
liegenden Grundstücksflächen,

VI. für ImmissionsschutzanIagen (Art. Sa Abs. 2 KAG i. V. m. § 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB).

(2) Zu dem ErschIieIungsaufwand nach Abs. I Nr. I bis Nr. VI gehoren insbesondere die
Kosten für

a) den Erwerb der Grundflachen,
b) die Freilegung der Grundflächen,
C) die erstmalige Herstellung des Stra1enkOrpers einschIie1Iich des Unterbaues, der

Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhohungen oder Vertiefungen,

d) die Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine,

e) die Herstellung von Radwegen,
f) die Herstellung von Gehwegen,
g) die Herstellung von kombinierten Geh- und Radwegen,
h) die Herstellung von Mischflächen,
i) die Herstellung der Beleuchtungseinrichtung,
j) die Herstellung der Entwasserungseinrichtung der ErschIieIungsanIagen,
k) den Anschluss an andere ErschIielungsanIagen,
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I) die Herstellung der Ausgieichs- und Ersatzma1nahmen wegen Eingriffs beitragsfahiger
MaFnahmen in Natur und Landschaft,

m) die Ubernahme von Anlagen ais gemeindliche Erschiie1ungsaniagen,

n) die Hersteilung von Boschungen, Schutz- und StQtzmauern.

(3) Der ErschIieiungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus ihrem
Vermogen bereitgesteIiten Fiächen, der Sachen und Rechte im Zeitpunkt der Bereitsteilung
sowie der vom Personal des Beitragsberechtigten erbrachten Werk- und Dienstieistungen fur
die technische Hersteliung der Einrichtung

(4) Der Erschiielungsaufwand im Rahmen des Abs. 1 umfasst auch die Kosten, die für die
Teile der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Staats- oder Kreisstra1e entstehen,
die uber die Breiten der anschiieaenden freien Strecken hinausgehen.

(5) Soweit Erschiiel'ungsaniagen im Sinne des Abs. I ais Sackgassen enden, ist fur den
erforderlichen Wendehammer der Aufwand bis zur vierfachen Gesamtbreite der Sackgasse
beitragsfahig.

§3
Erm ittlung des beitragsfahigen Erschliel3ungsaufwandes

(1) Der beitragsfahige ErschiieRungsaufwand ( 2) wird nach den tatsachIichen Kosten
erm itteit.

(2) Der beitragsfahige Erschiie1ungsaufwand wird für die einzeine Erschiiefungsaniage
ermitteit. Die Gemeinde kann abweichend von Satz 1 den beitragsfahigen
Erschiielungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschiielungsaniage oder diesen
Aufwand für mehrere Aniagen, die für die Erschiielung der Grundstücke eine Einheit biiden
(ErschIielungseinheit), ermittein.

(3) Die Aufwendungen für Fulwege und Wohnwege ( 2 Abs. I Nr. ii), für Sammeistralen
( 2 Abs. I Nr. Iii), für Parkflächen ( 2 Abs. 1 Nr. iV b), für Grünaniagen ( 2 Abs. I Nr. V b)
und für immissionsschutzanIagen ( 2 Abs. I Nr. Vi, § 10) werden den zum Anbau bestimmten
Straaen, Wegen und Plätzen, zu denen sie von der Erschlielung her, gehoren, zugerechnet.
Das Verfahren nach Satz I findet keine Anwendung, wenn das Abrechnungsgebiet ( 4) der
Fua- und Wohnwege, der Sammeistralen, Parkfiächen, Grünaniagen oder
immissionsschutzaniagen von dem Abrechnungsgebiet der Stralen, Wege und Piätze
abweicht; in diesem Fail werden die Fu1- und Wohnwege, die Sammeistraien, Parkfiachen,
Grünaniagen und I mmissionsschutzanlagen seibststandig ais Erschiie1ungsanIagen
abgerechnet.

§4
Abrechnungsgebiet

Die von einer Erschiie1ungsaniage erschiossenen Grundstücke biiden das
Abrechnungsgebiet. Wird em Abschnitt einer Erschiie1ungsaniage oder eine
ErschiieIungseinheit abgerechnet, so biiden die von dem Abschnitt der Erschiie1ungsaniage
bzw. Erschiie1ungseinheit erschiossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.
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§5
Gemeindeanteil

Die Gemeinde tragt 10 y. H. des beitragsfahigen Erschliel'ungsaufwandes.

§6
Verteilung des beitragsfähigen ErschIielungsaufwandes

(1) Bei zulassiger gleicher Nutzung der Grundstucke wird der nach § 3 ermittelte
ErschlieIungsaufwand nach Abzug des Anteils der Gemeinde ( 5) auf die GrundstUcke des
Abrechnungsgebietes ( 4) nach den Grundstucksflächen verteilt.

(2)1st in elnem Abrechnungsgebiet ( 4) eine unterschiedliche bauliche oder sonstige Nutzung
zulassig, wird der nach § 3 ermittelte Erschiielungsaufwand nach Abzug des Anteils der
Gemeinde ( 5) auf die Grundstucke des Abrechnungsgebietes ( 4) verteilt, indem die
Grundstucksflachen mit einem Nutzungsfaktor vervielfacht werderi, der im Eirizeinen beträgt:

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und gewerbiich oder sonstig nutzbaren Grundstucken,
auf denen keine oder nur eine untergeordnete Bebauung zuiassig 1st 1,0

2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuzuglich je weiteres Voilgeschoss 0,3

(3) AIs GrundstucksfIäche gilt:

1. bei Grundstucken, die volistandig im Bereich eines Bebauungspianes im Sinne von § 30
Abs. 1 und 2 BauGB oder teilweise im bepianten Bereich und im Ubrigen im unbeplanten
Innenbereich ( 34 BauGB) bzw. voilstandig im unbeplanten Innenbereich ( 34 BauGB)
liegen, der Flàcheninhalt des Buchgrundstucks, wie er sich aus der Eintragung im
Grundbuch ergibt. Bel Grundstucken, die nur teilweise im Geltungsbereich eiries
Bebauungsplanes ( 30 BauGB) liegen und im Ubrigen im AuIenbereich ( 35 BauGB),
die Grundstücksfläche, die sich irinerhaib des Geitungsbereichs des Bebauungsplanes
befindet.

2. bei Grundstucken im unbeplanten innenbereich ( 34 BauGB), die in den AuIenbereich
( 35 BauGB) ubergehen und bel denen sich die Grenze zwischen innen- und
Autenbereich nicht aus einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB ergibt, die tatsachliche
GrundstQcksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m, gemessen von der der Erschiietungs-
aniage zugewandten Grenze des beitragspfiichtigen GrundstQcks. Reicht die bauliche
oder gewerbiiche Nutzung Uber diese Begrerizung hinaus, so ist die Grundstuckstiefe
maFgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt wird.

(4) Beitragspflichtige Grundstücke, die ohne bauliche Nutzungsmogiichkeit oder die mit einer
untergeordneten baulicheri Nutzungsmoglichkeit gewerbiich oder in sonstiger Weise
vergleichbar genutzt werden oder genutzt werden dürfen, z. B. Friedhöfe, Sportaniagen,
Freibader, Campingpiatze, Dauerkleingärten, werden mit 0,5 der GrundstQcksflache in die
Verteiiung einbezogen.

(5) AIs zulassige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungspian festgesetzte hochstzulassige
Zahi der Voilgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur eine Baumassenzahi aus, so gilt ais
Zahi der Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Weist der Bebauungsplan
lediglich eine hochstzulässige Gebaudehôhe in Form der Wand- oder Firsthöhe aus, so gilt
diese geteilt durch 2,6 in Wohn- urid Mischgebieten, geteilt durch 3,5 in Gewerbe- und
Industriegebieten. Sind beide HOhen festgesetzt, so gilt die hôchstzulassige Wandhôhe.
Bruchzahlen werden auf voile Zahien auf- oder abgerundet. Setzt der Bebauungsplan weder
die Zahi der Vollgeschosse noch eine Baumassenzahl noch die hochstzulassige
Gebâudehöhe in Form der Wand- oder FirsthOhe fest, so findet Abs. 8 Anwendung.
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(6) 1st 1m Einzelfail eine grolere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden, so ist diese
zugrunde zu legen.

(7) Grundstucke, auf denen nur Garagen oder Steilpiatze zuiassig sind, gelten ais
eingeschossig bebaubare Grundstucke. Bei mehrgeschossigen Parkbauten bestimmt sich der
Nutzungsfaktor nach der Zahi ihrer Geschosse.

(8) in unbeplanten Gebieten sowie 1m Fail des Abs. 5 Satz 6 ist mafgebend

1. bei bebauten Grundstucken die Zahi der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,

2. bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstucken die Zahi der auf den GrundstQcken der
näheren Umgebung Qberwiegend vorhandenen Vollgeschosse.

Voiigeschosse sind Geschosse, die voilstandig uber der natUriichen oder festgelegten
Geländeoberflache liegen und uber mindestens zwei Drittei ihrer Grundfläche eine Höhe von
mindestens 2,30 m haben. Ais Vollgeschosse gelten auch Keiiergeschosse, deren
Deckenunterkante 1m Mittei mindestens 1,20 m höher iiegt ais die natüriiche oder festgeiegte
Gelandeoberfiache.

(9)1st die Zahi der Vollgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht feststelibar,
werden je angefangene 3,5 rn Hohe des Bauwerks ais em Vollgeschoss gerechnet.

(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet ( 4) au1er zu mehr ais einem Drittel gewerbiich
genutzten GrundstUcken oder GrundstQcken, die nach den Festsetzungen eines
Bebauungspians in einem Kern-, Gewerbe- oder industriegebiet liegen, auch andere
Grundstucke erschlossen, so sind für die Grundstucke in Kern-, Gewerbe- und
industriegebieten sowie für die Grundstucke, die zu rnehr ais einem Drittel gewerbiich genutzt
werden, die in Absatz 2 genannten Nutzungsfaktoren urn je 20 y. H. zu erhOhen. Ais
gewerblich genutzt oder nutzbar geiten auch GrundstQcke, wenn sie zu mehr ais einem Drittel
Geschäfts-, Büro-, Praxis-, Unterrichts-, Heilbehandiungs- oder ähniich genutzte Raume
beherbergen oder in zulassigerWeise beherbergen dürfen.

§7
Eckgrundstucke und durchiaufende Grundstücke

Für Grundstücke, die von rnehr ais einer Erschiie1ungsanlage 1m Sinne des Art. 5a Abs. 2
KAG j. V. m. § 127 Abs. 2 Nr. I BauGB) erschlossen werden, 1st die Grundstücksfläche bel
Abrechnung jeder ErschIiefungsaniage nur mit 60 y. H. anzusetzen. Dies gilt nicht,

1. wenn em Erschlie1ungsbeitrag nur für eine Erschiielungsaniage erhoben wird und
Beitrage für weitere Aniagen zu deren erstmaiigen Herstellung weder nach dem
geitenden Recht noch nach vergleichbaren frOheren Rechtsvorschriften erhoben worden
sind oder erhoben werden,

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und industriegebieten sowie für Grundstücke, die
gem. § 6 Abs. 10 aIs gewerbiich genutzt gelten.

§8
Kostenspaltung

Der Erschiie1ungsbeitrag kann für

1. den Grunderwerb,

Seite 517



2. die Freilegung der Grundflchen,
3. die Fahrbahn, auch Richtungsfahrbahnen,
4. die Radwege,
5. die Gehwege zusammen oder einzeln,
6. die gemeinsamen Geh- und Radwege,
7. die unselbststandigeri Parkpiatze,
8. die Mehrzweckstreifen,
9. die Mischflächen,
10. die Sammelstrafen,
11. die Parkflachen,
12. die Grunanlagen,
13. die Beleuchtungseinrichtungen und
14. die Entwasserungseinrichtungen

gesondert erhoberi und in beliebiger Reihenfoige umgelegt werden, sobaid die Maf3nahme,
deren Aufwand durch Teilbetrage gedeckt werden soil, abgeschlossen worden ist. Diesen
Zeitpunkt stelit die Gemeinde fest.

§9
Merkmaie der endgUitigen Hersteliung der Ersch iieBungsaniagen

(1) Die zum Anbau bestimmten Strafen, Wege und Plätze sowie SammelstraIen und
Parkflächen sind endgultig hergesteilt, wenn sie die nachstehenden Merkmale aufweisen:
1. eine Pflasterung, eine Asphalt-, Beton- oder ahnhiche Decke neuzeitlicher Bauweise mit

dem technisch notwendigen Unterbau,
2. Stra1enentwasserung und Beleuchtung,

3. Anschluss an eine dem öffentiichen Verkehr gewidmete Strale.

(2) Geh- und Radwege sind endgultig hergesteilt, wenn sie eine Abgrenzung gegen die
Fahrbahn und gegeneinander (au1er bei Mischfiachen) sowie eine Befestigung mit Piatten,
Pflaster, Asphaitbelag oder eine ähnhiche Decke in neuzeitlicher Bauweise mit dem technisch
notwendigen Unterbau aufweisen.

(3) Grunanlagen sind endgultig hergestellt, wenn ihre Flächen gartnerisch gestaltet sind.

(4) Zu den Merkmalen der endgUltigen Herstellung der in den Absatzen I bis 3 genannten
Erschlielungsanlagen gehoren aile Ma1nahmen, die durchgefUhrt werden mUssen, damit die
Gemeinde das Eigentum oder eine Dienstbarkeit an den für die ErschlieIungsaniage
erforderlichen Grundstucken erlangt.

§10
1mm issionsschutzaniagen

Art, Umfang, Verteilungsmalstab und Herstellungsmerkmale von Anlagen zum Schutz von
Baugebieten gegen schädiiche Umweiteinwirkungen rn Sirine des Bundes-
lmmissionsschutzgesetzes werden durch erganzende Satzung irn Einzelfail geregelt.

§11
Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht mit der endgultigen Herstellung der Erschliefungsaniagen, für
Teilbetrage, sobald die Ma1nahmen, deren Aufwand durch die Teiibetrage gedeckt werden
soil, abgeschlossen sind. 1m Falie des Art. 5a Abs. 2 KAG i. y. m. § 128 Abs. I Satz 1 Nr. 3
BauGB entsteht die Beitragspflicht mit der Ubernahme durch die Gerneinde.
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§12
Vorausleistungen

1m Fall des Art. 5a Abs. 2 KAG L V. m. § 133 Abs. 3 BauGB können Vorausleistungen bis zur
Hohe des voraussichtlichen Erschlie1ungsbeitrages erhoben werden.

§13
Beitragspflichtiger

Beitragspflichtig 1st derjenige, der 1m Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids
Eigentumer des Grundstucks ist. 1st das Grundstuck mit einem Erbbaurecht belastet, so 1st der
Erbbauberechtigte anstelle des Eigentumers beitragspflichtig. Mehrere Beitragspfiichtige
haften ais Gesamtschuldner; bel Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-

und TeiieigentUmer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

§14
Fâl hg keit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheids, die Vorausleistung
einen Monat nach Bekanntgabe des Vorausleistungsbescheids falhig.

§15
Ablosung des ErschIieIungsbeitrages

(1) Der ErschIie1ungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Beitragspflicht abgeiost
werden (Art. 5a Abs. 2 KAG i. V. m. § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB). Em Rechtsanspruch auf
Ablosung besteht nicht. Die HOhe des Ablösungsbetrages richtet sich nach der Hohe des
voraussichtlich entstehenden ErschIiefungsbeitrages.

§16
In krafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Erschlie1ungsbeitragssatzung vom 04.02.1999 au1er Kraft.

Westendorf, den 10.06.2021

Oliver Schneider
Zweiter BUrgermeister (Siegel)
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